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Die Reichsordnung der Pädagogiſchen Prüfung für das Lehramt an 
höheren Schulen. 


Von Miniſterialdirigent i. e. R. Dr. Rothſtein im Reichserziehungsminiſterium. 


Ein ſchon lange beklagter Übelſtand iſt die Un⸗ 
einheitlichkeit im Ausbildungs⸗ und Prüfungsweſen 
der deutſchen Philologen. Während die kleineren 
Staaten Norddeutſchlands ſich mehr oder weniger, 
aber im ganzen doch weitgehend dem preußiſchen 
Muſter angeſchloſſen hatten, ſo daß in dieſem Bereich 
eine annähernde Übereinſtimmung erreicht wurde, 
ſind beſonders die ſüddeutſchen Staaten, aber auch 
Sachſen eigene Wege gegangen. So beſteht heute 
noch der Zuſtand, daß Philologen, die z. B. in 
Württemberg, Bayern oder Sachſen ihre Ausbildung 
abgeſchloſſen haben, in Preußen nicht anſtellungs⸗ 
fähig ſind und umgekehrt. Der Übergang von einem 
Land zum anderen ſetzt nach der heutigen Lage 
voraus, daß mindeſtens die Pädagogiſche (Aſſeſſoren⸗) 
Prüfung noch einmal nach der Ordnung des anderen 
Landes abgelegt wird. 


Mochte dieſer Zuſtand unter der alten Ver⸗ 
faſſung, die den Ländern weitgehende Selb- 
ſtändigkeit, vor allem in kulturellen Dingen, zu⸗ 
geſtand, verſtändlich ſein, ſo iſt er im neuen Staat, 
in dem die Länder in einem ganz anderen Ver⸗ 
hältnis zum Reich ſtehen, nicht mehr zu rechtfertigen. 
Immer wieder an das Reichserziehungsminiſterium 
gelangende Anträge und Anfragen zeigen, daß auch 
im Volk (bei Studenten, Referendaren, Aſſeſſoren 
und ihren Eltern) für dieſe Verhältniſſe kein Ver⸗ 
ſtändnis mehr beſteht. Nun wird zwar der neue 
Geſamtplan der künftigen Ausbildung der Philologen 
im Reich ſchließlich zwangsläufig zu einer völligen 
Vereinheitlichung auf dem ganzen Wege führen. 
Aber er braucht lange Jahre, bis er wirkſam wird. 
Oſtern 1942 können früh eſtens die erſten 
Philologen nach dieſem Plan ihre Ausbildung 
beendigen. 

So lange Zeit noch den bisherigen Zuſtand 
beſtehen zu laſſen, war nicht zu verantworten. Es 
iſt auch nicht nötig. 


Wenn nämlich alle Referendare beim Abſchluß 
ihrer Ausbildung auf Grund einer einheitlichen 
Prüfungsordnung nach einheitlichen Anforderungen 
und einheitlichen Maßſtäben geprüft werden, dann 
teh niches mehr im Wege, ihnen 
die Anftellungs fähig tert für die 
höheren Schulen des Reichs ohne 
Bindung an die Landesgrenzen zu⸗ 
zterben nen, 5 

Aus dieſen Erwägungen hat ſich der Herr Reichs⸗ 
erziehungsminiſter entſchloſſen, die Ordnung der 
Pädagogiſchen Prüfung vom 7. Juni 1937 mit 
Geltung für das geſamte Reichsgebiet zu erlaſſen. 

Weder vorhandene Unterſchiede in der Wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Prüfung noch Verſchiedenartigkeit der 
Formen der Ausbildung ſind ein unüberwindliches 
Hindernis dieſer Vereinheitlichung, denn: 


1. die Unterſchiede in der Wiſſenſchaftlichen 
Prüfung liegen hauptſächlich in den zugelaſſenen 
Fächerverbindungen, nicht ſo ſehr in der Höhe 
der Anforderungen; 5 

2. ob für die berufspraktiſche Ausbildung das 
preußiſche Syſtem der Bezirksſeminare oder 
die Form der Anſtaltsſeminare oder ſchließlich 
eine Miſchform gewählt iſt, iſt nicht ent⸗ 
ſcheidend. 

Das Ziel, das auf dieſen Wegen erreicht 
werden ſoll, kann immer nur dasſelbe ſein. Selbſt 
die verſchiedene Dauer der Ausbildung iſt kein 
unüberwindliches Hindernis, da auch bei kürzerer 
Ausbildungszeit, wie ſie in Süddeutſchland üblich 
iſt, das Ziel erreicht ſein muß. Das eben muß in 
der Prüfung nach einheitlicher Ordnung nach⸗ 
gewieſen werden. en 

So werden die ſtörenden Hinderniſſe beim Über⸗ 
tritt eines Philologen aus dem Dienſt des einen 
Landes in denjenigen eines anderen Landes beſeitigt. 
Um Mißverſtändniſſen von vornherein zu begegnen, 
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ſei jedoch ausdrücklich betont, daß dieſer Übergang 
auch künftig nicht in das Belieben des einzelnen 
geſtellt iſt, ſondern von der Zuſtimmung der be⸗ 
teiligten Landesunterrichtsverwaltungen abhängt. 
Auch weiterhin unterſtehen Studienaſſeſſoren nach 
ihrer Ernennung grundſätzlich der Unterrichts⸗ 
verwaltung des Landes, in dem ſie ausgebildet 
wurden und die Pädagogiſche Prüfung ablegten. 

Mit dieſer notwendigen Vereinheitlichung iſt 
zugleich die klare Ausrichtung der 
Prüfungsbeſtimmungen nach den 
Forderungen, die dee smarromat- 
ſozialiſtiſche Staat an die Erzieher 
der Jugend ſtellen muß, verbunden. 
Dieſen Forderungen iſt zwar auch bisher ſchon in 
der Durchführung der Prüfungen Rechnung ge⸗ 
tragen worden, aber es fehlte die unmißverſtändliche 
Feſtlegung in der Prüfungsordnung. 

Für die Durchführung der Prüfung 
liegen die Verhältniſſe in Preußen und den übrigen 
Ländern verſchieden. 

In Preußen hat die Erfahrung, daß zu 
ſtarke Dezentraliſation der Prüfungen, wie ſie früher 
(vor 1924) beſtand, völlige Unſicherheit in der Aus⸗ 
leſe ergab, zu einer ſtärkeren Vereinheitlichung 
zunächſt im Rahmen der Provinz im Jahre 1924 
geführt. Die Erfahrungen ſeit 1924 haben gezeigt, 
daß die Unſicherheit und Ungleichmäßigkeit immer 
noch groß geblieben iſt (vgl. RMin Amtsbltſch Wiſſ. 
1936 S. 209 * ff.). Zuletzt iſt das bei Durchführung 
des Beamtengeſetzes zutage getreten, als eine 
überraſchend große Zahl von Aſſeſſoren, die die 
Pädagogiſche Prüfung beſtanden hatten, als völlig 
unbrauchbar bezeichnet und zur Verſetzung in den 
Ruheſtand nach $ 6 vorgeſchlagen wurde. Hatte 
ſich ſomit die negative Ausleſe als unzuverläſſig 
erwieſen, ſo muß andererſeits feſtgeſtellt werden, 
daß auch die poſitive Ausleſe nicht befriedigte. Die 
Zahl der als „gut“ und „mit Auszeichnung“ Be⸗ 
ſtandenen iſt ſeit Jahren ſo groß, daß auf eine zu 
milde Beurteilung an vielen Stellen geſchloſſen 
werden muß. 

Für Preußen gab es bisher zwölf Prüfungsſtellen. 
Der Perſonenkreis der Prüfenden war alſo ſehr 
groß, zumal die Aufſpaltung des philologiſchen 
Studiums nach Fächergruppen ohnehin eine größere 
geht von Prüfenden erfordert als bei anderen 

aufbahnen. Es mußte feſtgeſtellt werden, daß in 
den einzelnen Provinzen trotz Geltung derſelben 
Prüfungsordnung im Laufe der Zeit auch die Be⸗ 
dingungen, denen die Studienreferendare unter⸗ 
worfen waren, recht verſchieden geworden waren. 

Die Zuſammenziehung zu drei (vorübergehend 
vier) Prüfungsſtellen unter ſtändiger Leitung und 


Aufſicht des Landesprüfungsamtes ſoll darin Wandel 
ſchaffen. Das Landesprüfungsamt bearbeitet zu⸗ 
nächſt einheitlich die Zulaſſung zur Prüfung. 
Hierauf iſt deshalb beſonderer Wert gelegt, weil nur 
ſo eine zuverläſſige und einheitliche Wertung der 
beſonders wichtigen Gutachten gewährleiſtet wird. 
Die Durchführung der Prüfung in der Prüfungs⸗ 
ſtelle Berlin liegt unmittelbar in der Hand des 
Landesprüfungsamtes, an den Prüfungen bei den 
einzelnen Prüfungsſtellen außerhalb nehmen Be⸗ 
auftragte des Landesprüfungsamtes zum Teil als 
Vorſitzende, zum Teil als Beobachter teil. 

Der naheliegenden Befürchtung, daß die Refe⸗ 
rendare der Provinz, in der die Prüfungsſtelle liegt, 
gegenüber den Referendaren der anderen Provinzen 
unter günſtigeren Bedingungen die Prüfung ab⸗ 
legten, mußte von vornherein begegnet werden. 
Sie betrifft in erſter Linie die für das Beſtehen der 
Prüfung beſonders wichtigen Lehrproben. Es konnte 
zwar nicht darauf verzichtet werden, daß der 
Prüfungsausſchuß die Referendare auch im Unter⸗ 
richt kennenlernt, aber es erſchien richtig, allen 
Referendaren die Abhaltung einer Lehrprobe vor 
einer ihnen bekannten Klaſſe in der Heimatprovinz 
zu geſtatten. In der zweiten Lehrprobe werden alle 
Referendare gleichmäßig vor eine ihnen unbekannte 
Klaſſe geſtellt. Eine Bevorzugung der Referendare 
der Provinz, in der die Prüfungsſtelle liegt, würde 
auch dann eintreten, wenn ihre Ausbildner etwa 
gleichzeitig ihre Prüfer wären. Das iſt daher grund⸗ 
ſätzlich zu vermeiden. Das gilt auch für die übrigen 
Länder. 

Das Bedürfnis nach ſtärkerer Zuſammenfaſſung 
wird in den Ländern begreiflicherweiſe nicht 
ſo empfunden wie in Preußen, weil in den Ländern 
ſchon jetzt die Miniſterialinſtanz die Durchführung 
der Prüfung einheitlich in der Hand hat. 

Dabei wird freilich leicht überſehen, daß der 
Reichserziehungsminiſter gegenüber den Ländern in 
derſelben Lage iſt wie der preußiſche Miniſter gegen⸗ 
über den Provinzen. Er muß Sicherheit haben, daß 
nicht nur die Referendare im einzelnen Lande vor 
einheitliche Anforderungen geſtellt und nach gleichen 
Maßſtäben beurteilt werden, ſondern daß im ge⸗ 
ſamten Reichsgebiet Anforderungen und Maßſtäbe 
gleich ſind, anders ausgedrückt, daß Anforderungen 
und Maßſtäbe der Länder untereinander gleich ſind. 


Der Herr Reichserziehungsminiſter hat ſich daher 
zwar entſchloſſen, den Ländern die ſelbſtändige 
Durchführung der Prüfung in ihrem Bereich zu 
überlaſſen, ſich aber gleichzeitig die Ernennung der 
Vorſitzenden und Mitglieder der Prüfungsämter und 
die Entſendung eines Beauftragten zu den Prüfungen 
vorbehalten. 
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Die Entwicklung des Kurzſchriftunterrichts. 
Von Wilhelm Thies, Berlin. 


Die einheitliche Prüfungsordnung für Lehrer 
der Kurzſchrift, die der Reichs⸗ und Preußiſche 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung am 21. September 1936 veröffentlichte, 
enthält im § 2 Ziff. 2 die Anordnung: „Methodik 
der Kurzſchrift, Syſtemkenntnis, Geſchichte der 
Kurzſchrift“. 

Obwohl dieſer Teil der Prüfung nur kurz ge⸗ 
halten iſt und auf Vorſchlag des Vorſitzenden des 
Prüfungsausſchuſſes von der mündlichen Prüfung 
ganz oder teilweiſe abgeſehen werden kann, wird 
auf die Kenntnis der Entwicklung der Kurzſchrift 
vorerſt nicht verzichtet werden können. Die Er⸗ 
fahrungen auf dem Gebiete der Geſchichte der Kurz⸗ 
ſchrift werden einmal vor unüberlegten neuen 
Projekten bewahren und zum anderen erkennen 
laſſen, daß die mit dem Kurzſchriftunterricht zu⸗ 
ſammenhängenden Fragen nicht allein von der 
Kurzſchrift und beſonders nicht von einem Syſtem 
der Kurzſchrift her beurteilt werden können. 

Schon die erſten Anfänge der neueren Steno⸗ 
graphie, die gegen Ende des 17. Jahrhunderts in 
England gemacht wurden, riefen unter den Be⸗ 
teiligten heftige Auseinanderſetzungen hervor. Die 
dadurch ausgelöſte Wirkung trug mit dazu bei, daß 
in Deutſchland erſt gegen Mitte des vorigen Jahr⸗ 
hunderts ernſtlich geprüft wurde, ob der Steno⸗ 
graphie Beachtung im Unterricht zu ſchenken ſei. 
Wie einſt einige Jahrhunderte früher der Schreib⸗ 
unterricht von außen an die Schulen herangebracht 
wurde, nachdem die Lehrer der Kalligraphie den 
Unterricht entwickelt hatten, ſo nahm nun der Kurz⸗ 
ſchriftunterricht einen ähnlichen Verlauf. 

Am 27. Juni 1862 überwies das Haus der Ab⸗ 
geordneten der Staatsregierung eine Anzahl 
Petitionen, welche die Einführung der Stenographie 
als fakultativen Unterricht an den öffentlichen 
höheren Schulen des Preußiſchen Staates be⸗ 
antragten. 

Die Unterrichtsverwaltung ordnete daraufhin 
eine gründliche Prüfung durch die Provinzialſchul⸗ 
kollegien und Regierungen an, bei der u. a. darauf 
hingewieſen wurde, daß die Stenographie unter 
den Schülern der öffentlichen höheren Lehranſtalten 
ohne Zutun der Unterrichtsverwaltung ſchon eine 
nicht unbedeutende Verbreitung gefunden habe. 
Einige ſtädtiſche Schulpatrone hätten aus eigenem 
Entſchluß Geldmittel für denſelben bewilligt. Wenn 
darüber hinaus ein allgemeiner fakultativer Unter⸗ 
richt in der Stenographie gewünſcht werde, ſo habe 
dies den Sinn, daß er unter der Autorität der 
Unterrichtsverwaltung in demſelben Verhältnis als 
integrierender Gegenſtand des Lehrplans eintrete, 
in welchem ſich z. B. das Hebräiſche auf dem 
Gymnaſiallehrplan befinde; d. h. es ſolle auf jeder 
höheren Schule Gelegenheit zur Erlernung der 
Stenographie gegeben werden. Der Direktor habe 
den Unterricht mit zu beaufſichtigen und die 
Leiſtungen der Schüler, die daran teilnehmen, 


ebenſo wie alle übrigen in den Zenſuren und 
Abgangszeugniſſen zu beurteilen. Außerdem waren 
u. a. folgende Fragen aufgeworfen: was von ſeiten 
der Anſtalt für den Unterricht geſchehen ſei; woher 
die Renumeration des Lehrers genommen worden 
ſei; Zahl und Lage der wöchentlichen Stunden; 
wer den Unterricht erteilt habe und nach welchem 
Syſtem der Stenographie er erteilt worden ſei. 

Zugleich wurden auch Nachrichten über den ſteno⸗ 
graphiſchen Unterricht in anderen deutſchen Ländern 
und Sſterreich eingezogen, deren Ergebnis folgendes 
war: 

In Bayern wurde ſtenographiſcher Unterricht 
an allen Studienanſtalten und an mehreren tech⸗ 
niſchen Schulen erteilt. In den Studienanſtalten 
begann der Unterricht regelmäßig in der erſten 
Gymnaſialklaſſe und war nur denjenigen Schülern 
der vierten Klaſſe der lateiniſchen Schule die Teil⸗ 
nahme an demſelben geſtattet, welche die erforderliche 
Sicherheit in der Orthographie und hinreichende 
Fertigkeit in der Kalligraphie erworben hatten. In 
der Regel wurden 2—3 Wochenſtunden verwandt. 
Das hierbei zugrunde gelegte Syſtem war das 
Gabelsbergerſche und die Beteiligung an dem 
Unterricht eine fakultative. 

In Oſterreich fand der Unterricht in der 
Stenographie an den Univerſitäten, den höheren 
techniſchen Lehranſtalten, den Mittelſchulen (Gym⸗ 
naſien und Realſchulen) ſtatt. Die Stenographie 
wurde unter die ſogenannten „Fertigkeiten“ gereiht 
und die Teilnahme an dieſem Unterricht bei allen 
Lehranſtalten freigeſtellt. Derſelbe war daher auch 
nicht an beſtimmte Klaſſen und Jahrgänge gebunden. 
Gewöhnlich wurde er in zwei Jahreskurſen mit drei 
Lehrſtunden in der Woche erteilt. Als Grundlage 
des Unterrichts diente das Gabelsbergerſche Syſtem. 
An den Hochſchulen und höheren techniſchen Lehr⸗ 
anſtalten war auch das Studium anderer Syſteme 
zugelaſſen. Für dieſen Unterricht gab es nur Neben⸗ 
lehrer. Von ſolchen galt grundſätzlich, daß ſie kein 
Gehalt bezogen und lediglich auf das von ihren 
Schülern erhobene Honorar angewieſen waren. 

Das Ergebnis der Umfrage in Preußen 
ſtimmte mit wenigen Ausnahmen in folgenden 
Punkten überein: 


„J. An ſich iſt nicht zuzugeben, daß der Unterricht 
in der Stenographie Elemente allgemeiner 
geiſtiger Bildung mitteilt: er vermittelt nur eine 
mechaniſche Fertigkeit, die, auch abgeſehen von 
dem noch nicht geſchlichteten Streit der Syſteme, 
in die Schulen ſchon deshalb nicht gehört, weil ſie 
die Aneignung einer guten Handſchrift hindert, 
und noch mehr, weil ſie für die eigentliche Auf⸗ 
gabe der höheren Bildungsanſtalten eher nach⸗ 
teiligere Folgen haben muß. 

2. Die faktiſchen Verhältniſſe unſerer Gymnaſien 
und Realſchulen nötigen, jede nicht durch ein 
dringendes Bedürfnis gebotene Erweiterung des 
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Lehrplans und Vermehrung der Schülerarbeit 
(beſonders in den mittleren Klaſſen, wo der 
Übergang in die oberſten Klaſſen vorbereitet 
wird) entſchieden abzuwehren und ebenſo eine 
neue Belaſtung des Etats zu verhüten. — Es 
kann weder verlangt noch erwartet werden, daß, 
was im Fall der Einführung nötig ſein würde, 
alle Lehrer der betreffenden Anſtalten ſich die 
Stenographie ſo weit aneignen, um das von 
ihren Schülern Geſchriebene leſen zu können. 

3. Für diejenigen, welche ſtenographiſch ſchreiben 
lernen wollen, ſind die privatim dazu gebotenen 
Gelegenheiten vollkommen ausreichend.“ 


Nach dieſem Ergebnis war nicht verwunderlich, 
daß die Einführung in die höheren Schulen Preußens 
abgelehnt wurde. 

Jedoch wurden die Anträge wenige Jahre ſpäter 
wieder aufgegriffen und erneut Gegenſtand der 
Prüfung für die Unterrichtskommiſſion des Ab⸗ 
geordnetenhauſes. Während 1862 der Unterrichts⸗ 
behörde in der Wahl des Syſtems freie Hand gelaſſen 
worden war, galt es jetzt, auch hierüber eine Ent⸗ 
ſcheidung zu fällen. Wie ſtark das Für und Wider 
die Sache ſelbſt beeinflußte, geht u. a. aus folgendem 
Satz hervor: „Denn ſchon das, was beiden Steno⸗ 
graphieſyſtemen gemeinſam iſt, und ſchon das, was 
das eine und das andere auch bei minder genauer 
Prüfung deutlich charakteriſiert, reicht, wie gezeigt, 
zur Verwerfung ihres Anſpruchs auf Einführung 
in die höheren Lehranſtalten vollkommen aus.“ 
Die Kommiſſion kam nach eingehender Prüfung 
im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Kultus⸗ 
miniſterium zu folgendem Antrag: 

„Das Hohe Haus wolle beſchließen: 

In Anbetracht, daß die Stenographie nicht 
einem allgemeinen Bildungsintereſſe, ſondern nur 
beſtimmten einzelnen Lebensintereſſen dient, 

in Anbetracht zweitens, daß die in dem 
Stolzeſchen wie in dem Gabelsbergerſchen Syſtem 
etwa enthaltenen formellen Bildungselemente 
nicht erheblich genug erſcheinen, als daß es rätlich 
wäre, die Zahl der Unterrichtszweige an den 
höheren Lehranſtalten um dieſen neuen zu ver⸗ 
mehren, 

in Anbetracht endlich, daß mithin auch die 
Austragung des Streites der ſtenographiſchen 
Syſteme um ihre relative praktiſche Vorzüglichkeit 
ihnen ſelbſt überlaſſen werden muß, 

über die ſämtlichen Petitionen zur Tagesordnung 
überzugehen.“ 

Damit war der Kurzſchriftunterricht in den 
allgemeinbildenden Schulen Preußens für lange 
Zeit gegenſtandslos geworden und blieb allein den 
kaufmänniſchen Berufsſchulen vorbehalten, während 
andere deutſche Länder zur wahlfreien Einführung 
ſchritten. Erſt im Jahre 1914 ordnete der Miniſter 
der geiſtlichen und Unterrichtsangelegenheiten in 
Preußen den wahlfreien Stenographieunterricht für 
Mittelſchulen an. Dabei wurde betont, daß mit 
Rückſicht auf den ſpäteren kaufmänniſchen Beruf 
der Schüler der Kurzſchriftunterricht in die Stunden⸗ 
pläne der Oberſtufe als unverbindliches Fach ein⸗ 
geſetzt werden könne. Die Geſamtſtundenzahl der 
Oberſtufe dürfe aber dadurch nicht erhöht werden 
(Zentrbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 1914 S. 246). 


Unter der Begründung, daß die Bedeutung der 
Kurzſchrift für das praktiſche Leben von niemand 
mehr beſtritten werde, dehnte der Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung im Jahre 1920 
den wahlfreien Unterricht auch auf die höheren 
Schulen aus. Dabei ſollte beſonders die Mittelſtufe 
berückſichtigt werden. Es war geſtattet, außerhalb 
des Kollegiums ſtehende Lehrkräfte heranzuziehen. 
Die Koſten hatten die Schüler aufzubringen; ein 
beſtimmtes Syſtem war nicht vorgeſchrieben (vgl. 
Zentrbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 1921 S. 41). 

Aus Gründen, die teils in den Anſtellungs⸗ 
verhältniſſen der jungen Lehrer zu ſuchen waren, 
wurden 1922 auch die Lehrer⸗ und Lehrerinnen- 
bildungsanſtalten angewieſen, den wahlfreien 
Kurzſchriftunterricht einzuführen (vgl. Zentrbl. f. d. 
geſ. Unterr.⸗Verw. 1922 S. 256). 

Durch die Verbreitung der Kurzſchrift in all⸗ 
gemeinbildenden Schulen wurde die Frage auf⸗ 
geworfen, ob die Leiſtungen der Schüler im Kurz⸗ 
ſchriftunterricht in die Zeugniſſe aufzunehmen 
ſeien. Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung entſchied, daß dies nur dann geſtattet ſei, 
wenn der Unterricht unter Leitung eines Mitgliedes 
des Lehrerkollegiums oder eines von der Anſtalt 
damit betrauten Kurzſchriftlehrers ſtehe (dgl. 
Zentrbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 1922 S. 453). 

Da auch in Preußen der wahlfreie Kurzſchrift⸗ 
unterricht auf die Volksſchule übergriff, mußte 
geklärt werden, ob und in welchen Fällen eine 
beſondere Vergütung dafür gezahlt werden 
durfte. Im Runderlaß vom 18. Juli 1923 ordnete der 
Kultusminiſter an: „Wird Stenographieunterricht 
als fakultativer Lehrgegenſtand an einer Volksſchule 
eingeführt, ſo fällt ſeine Erteilung unter die Amts⸗ 
pflichten der Lehrer und es darf keine beſondere 
Vergütung dafür gegeben werden. Anders liegt es, 
wenn die Stadt ohne formelle Verbindung mit 
dem Volksſchulbetriebe Kurſe für Stenographie 
einrichtet. In ſolchen Fällen handelt es ſich bei der 
Erteilung dieſes Unterrichts nicht um eine Leiſtung 
im Schulamte im Sinne des $ 15 BDE,, ſondern 
um eine Nebenbeſchäftigung, für die die Gewährung 
einer beſonderen Vergütung zuläſſig iſt.“ 

Im Jahre 1924 gingen die Wogen der Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten noch kurz vor dem Beſchluß des 
Preußiſchen Staatsminiſteriums über die Einheits⸗ 
kurzſchrift recht hoch. 

Obwohl ſich das Preußiſche Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zur Einführung 
der Einheitskurzſchrift zunächſt abwartend verhielt, 
deutete der Runderlaß vom 14. Februar 1925 an, 
daß ein Zeitpunkt zur Einführung dieſer Kurzſchrift 
vorgeſehen ſei (vgl. Zentrbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 
1925 S. 72), der dann auch recht bald, am 27. Juni 
1925, auf den 1. Oktober desſelben Jahres feſtgeſetzt 
wurde, wobei der Übergang für laufende Lehrgänge 
bis Oſtern 1926 ausgedehnt wurde. — Der Unterricht 
blieb wahlfrei; für die Volksſchulen wurden die 
Regierungen und das Provinzialſchulkollegium in 
Berlin ermächtigt, ſelbſtändig zu entſcheiden. Aus 
den auf Grund der erſten Erfahrungen im Jahre 
1927 erſtatteten Berichten ergab ſich, daß nahezu 
zwei Drittel aller preußiſchen höheren Schulen 
Unterricht in der Einheitskurzſchrift erteilten. Als 
Übelſtand wurde allgemein angeſehen, daß die 
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Schüler für dieſen Lehrgegenſtand, deſſen Kenntnis 
bei Eintritt in die Beamtenlaufbahn verlangt werde, 
meiſt eine beſondere Gebühr zu zahlen hätten. 

Bei den Berichten der Regierungen ergab ſich 
eine große Mannigfaltigkeit. Während in den Mittel⸗ 
ſchulen überwiegend Unterricht in Kurzſchrift erteilt 
wurde, war dies bei den Volksſchulen nur in größeren 
Städten der Fall. Überraſchend waren nach den 
Berichten die in verſchiedenen Bezirken gerade in 
Volksſchulen erzielten günſtigen Ergebniſſe des 
Kurzſchriftunterrichts. Um den Eifer der Schüler 
anzuſpornen, wurde auch angeregt, in den Schul⸗ 
zeugniſſen die Leiſtungen in der Kurzſchrift zu ver⸗ 
merken. Einige Schulleute und Lehrer wünſchten 
die Einführung der Kurzſchrift als Pflichtfach. 
Ferner kam in den Berichten zum Ausdruck, daß 
die Vereinfachung des Regelwerkes angeſtrebt 
werden müſſe. Der Ausbildung der Kurzſchriftlehrer 
müßte mehr Aufmerkſamkeit geſchenkt werden, da 
mit Sicherheit anzunehmen ſei, daß der Kurzſchrift⸗ 
unterricht in den Schulen aller Art noch ſtark zu⸗ 
nehmen werde. Ebenſo erſcheine es notwendig, daß 
in den Pädagogiſchen Akademien auch die Aus⸗ 
bildung zum Kurzſchriftlehrer erfolge. Dem außer⸗ 
dem im Bericht geäußerten Wunſche, bis zur amt⸗ 
lichen Prüfungsordnung die ausgeſtellten Lehrer⸗ 
zeugniſſe des Deutſchen Stenographenbundes an⸗ 
zuerkennen, wurde in Preußen am 21. November 
1929 durch Runderlaß U II 915/29 U III, 
U III A (Zentrbl. f. d. gef. Unterr.⸗Verw. S. 353) 
entſprochen. 

Trotz ſtarker Unterſtützung durch die Behörden, 
beſonders durch die Anordnung, daß für den Eintritt 
in die Beamtenlaufbahn die Kenntnis der Einheits⸗ 
kurzſchrift verlangt wurde, wollte ſich dieſes Syſtem 
in den Schulen zunächſt nicht durchſetzen. Aus der 
Kompromißlöſung hatten ſich eben zahlreiche Nach⸗ 
teile ergeben, die erſt überwunden werden mußten, 
bevor die Einheitskurzſchrift in den Schulen benutzt 
werden konnte. Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung wies darum in ſeinem Runderlaß 
vom 29. April 1932 noch einmal auf die Be⸗ 
ſtimmungen für die Beamtenlaufbahn hin, ſtellte 
im übrigen aber den Schülern frei, ein beliebiges 
Syſtem zu wählen. 

Auch die Ermittlungen, die auf Grund des 
Runderlaſſes vom 26. Juni 1933 in Preußen an⸗ 
geſtellt wurden, ermutigten nicht zur Einführung 
der Einheitskurzſchrift an Schulen. Daß die Ergeb⸗ 
niſſe und Erfahrungen in anderen deutſchen Staaten, 
wo die Kurzſchrift weit mehr als in Preußen gepflegt 
wurde, günſtiger waren, ergab ſich aus zahlreichen 
Berichten. Der Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung ordnete deshalb am 
19. November 1934 für die Übergangszeit an, daß 
von einem Zwange, die Deutſche Kurzſchrift zu⸗ 
grunde zu legen, abgeſehen werden müßte. 

Um dem Grundübel abzuhelfen, mußte verſucht 
werden, das Syſtem auf eine neue, vereinfachte 
Grundlage zu ſtellen. Dieſe Arbeit übernahm die 
Deutſche Stenographenſchaft. Am 3. März 1936 
ordnete der Reichserziehungsminiſter an, daß die 
neue, vereinfachte Deutſche Kurzſchrifturkunde von 
Oſtern 1937 an dem Unterricht zugrunde zu legen 
ſei. Andere Syſteme als die vereinfachte Deutſche 
Kurzſchrift dürfen nur noch mit ſeiner Genehmigung 


in Berufsſchulen zugelaſſen werden. An der Er⸗ 
teilung des Kurzſchriftunterrichts als 
wahlfreies Fach wurde nichts geändert. 

Im gleichen Jahre wurde die eingangs erwähnte 

Eüfüng für Lehrer der Kurz ſchrift 
veröffentlicht!) und Richtlinien für die 
Prüfer der Lehrbücher der Kurz⸗ 
ſchrift in den Schulen herausgegeben 
(RMin Amtsbltſch Wiſſ. 1936 S. 467). 

Bei der Prüfung der Kurzſchrift⸗ 
bücher für Schulzwecke iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß dieſe anfangs nicht von Schulmännern 
geſchaffen worden ſind, ſondern in der Hauptſache 
von Berufsſtenographen, Parlamentsſtenographen 
und Kaufleuten. Die erſten Lehrbücher für Kurz⸗ 
ſchrift boten das ganze Syſtem in einem Zuge dar, 
ohne einen Unterſchied zwiſchen Verkehrs⸗ und Eil⸗ 
ſchrift zu machen. Es iſt auch zu berückſichtigen, daß 
die Neubearbeitung der Lehrbücher infolge der 
neuen Schriftform vom 30. Januar 1936 in großer 
Eile im Frühjahr desſelben Jahres vor ſich ging. 

Mit dem zunehmenden Intereſſe des Staates 
am Kurzſchriftunterrichte erlangte die Frage des 
ſchulmäßigen Kurzſchriftlehrbuches größere Be⸗ 
deutung. Neben dem rein Syſtemlichen mußten die 
ſchuliſchen Geſichtspunkte bei der Beurteilung von 
Lehrbüchern in den Vordergrund treten. So hat 
das Reichserziehungsminiſterium im Laufe der 
letzten Monate eine große Durchprüfung der Lehr⸗ 
buchliteratur vorgenommen und macht künftig die 
Verwendung von Lehrbüchern im Unterricht von 
ſeiner Genehmigung abhängig. Dieſe Überprüfung 
der Kurzſchriftlehrbücher erſtreckte ſich auf mehrere 
hundert Kurzſchriftbücher. 

Im folgenden ſei einiges über das Ergebnis 
dieſer Prüfungen mitgeteilt und die Anforderungen 
an ein Lehrbuch zuſammengeſtellt. 

Entſprechend der Urkunde vom 30. Januar 1936 
iſt Kurzſchrift in den Schulen grundſätzlich in zwei 
Teilen zu lehren. Der Unterricht in der Verkehrs⸗ 
ſchrift iſt zu trennen vom Unterricht in der Eilſchrift. 
Im Verkehrsſchriftunterricht iſt zunächſt der Inhalt 
der 88 1—8 der Urkunde ſchulmäßig darzubieten, 
und erſt in einem Wiederholungs⸗ oder im Fort⸗ 
bildungsteil ſind auch die wahlfreien Beſtimmungen 
des § 9 zu bringen. Lehrbücher, die gegen dieſen 
Aufbau der Urkunde verſtoßen, ſind als nicht ſyſtem⸗ 
getreu anzuſehen. Mit Rückſicht auf den Fortſchritt 
im Unterricht ſollten nur vollſtändige Lehrbuch⸗ 
werke benutzt werden. Das ſind alſo ſolche, von 
denen mindeſtens drei Teile vorliegen. In der Frage 
der Titelfaſſung herrſcht heute noch große Un⸗ 
einheitlichkeit. Zuſätze wie: leicht faßlich, me⸗ 
thodiſch, kurz, ſchnell, gründlich ſind abzulehnen, 
ebenſo die Hinweiſe auf beſondere Eignung für 
einzelne Schulgattungen oder einzelne Landesteile. 
Jedes Kurzſchriftlehrbuch muß das Syſtem voll⸗ 
ſtändig darbieten, muß dem heutigen Sprach⸗ 
gebrauch Rechnung tragen, muß ethiſche und welt⸗ 
anſchauliche Stoffe bringen und muß, nachdem 
Kurzſchrift eben im kaufmänniſchen und im 
Behördenleben beſonders gebraucht wird, auch 
entſprechenden Stoff bringen. Vermerke in Lehr⸗ 


2) Vgl. „Kurzſchriftunterricht“ von Wilhelm Thies 
(RMinAmtsblotſch Wiſſ. 1936 S. 214). 
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büchern wie: Alle Rechte vorbehalten, Nachdruck 
verboten uff. ſind für Kurzſchriftlehrbücher nicht 
am Platze, da alle die amtliche Urkunde zu benutzen 
und zu bearbeiten haben. Die beſte Titelgebung für 
ein Kurzſchriftlehrbuch lautet: 

„Lehrgang der Deutſchen Kurzſchrift, 

I. Teil: Verkehrsſchrifteinführung, 

II. Teil: Verkehrsſchriftpraxis, 

III. Teil: Eilſchrifteinführung, 

IV. Teil: Eilſchriftpraxis.“ 
Gegen das Syſtem verſtoßen die Verfaſſer, wenn 
ſie etwa die S⸗Regel vor der Behandlung der Tief⸗ 
ſtellung bringen; denn erſt dieſe macht dem Schüler 
die S⸗Regel verſtändlich. Recht häufig werden die 
einwandfreien Regeln der Urkunde in falſcher Form 
dargeboten. Verſtöße gegen das Syſtem liegen 
auch vor, wenn die Verfaſſer die Zeichen für Buch⸗ 
ſtaben urkundenwidrig darſtellen. Auch Eigen⸗ 
mächtigkeiten, die über den Inhalt der Urkunde 
hinausgehen, kommen in einigen Lehrbüchern vor. 
Ebenſo ſchwer als ſyſtemliche Unrichtigkeit oder 
falſche Auffaſſung und Auslegung des Syſtems 
wirken ſich die methodiſchen Mängel aus. Es iſt 
nicht angebracht, ſchwer zu ſchreibende Buchſtaben 
gleich am Anfang darzubieten. Die Ableitung der 
Kurzſchriftzeichen aus den Buchſtaben der Lang⸗ 
ſchrift erfolgt in recht vielen Fällen allzu ausführlich 
und meiſt recht gekünſtelt. Innerhalb der Lehr⸗ 
abſchnitte ſollen die Stoffe methodiſch durch⸗ 
gegliedert ſein. Syſtemtafeln im Lehrbuch ſtellen 
meiſt Platzverſchwendung dar. Die Verwendung 
eines falſchen oder ungenügenden Zeilennetzes für 
den Schreibraum macht Lehrbücher für den Schul⸗ 
gebrauch nichtverwendbar. Eine Überladung der 
Lehrabſchnitte mit zu ausführlichem Regelwerk iſt 
zu vermeiden, ebenſo aber auch ein Verzicht auf 
jede Regelgebung. 

Die Mitarbeit der Verlage an der äußeren 
Geſtaltung der Lehrbücher läßt noch ſtark zu wünſchen 
übrig. Eingezeichnete langſchriftliche Wörter ſollten 
nicht mehr vorkommen; ungefüllte Zeilenausgänge 
ſollten vermieden werden; das Hinausſchreiben 
über den Zeilenrand ſollte aufhören; die ſteno⸗ 
graphiſche Schrift ſollte von guten Autographen 


— 


geſchrieben werden. Die Vorſchriften über die 
Formate ar Kurzſchriftbücher find unbedingt ein⸗ 
zuhalten. Werbung für den Verlag muß im Lehr⸗ 
buch unbedingt unterbleiben. Die Verſtöße gegen 
die berechtigten Forderungen der Schulhygiene ſind 
recht zahlreich. Noch allzuoft werden die Über⸗ 
tragungsaufgaben in zu kleinem Typendruck dar⸗ 
geboten. Auch die ſtenographiſche Schrift iſt teils 
viel zu fein und zu klein geſchrieben. Oftmals 
werden eine Unmenge von Wörtern auf einer Zeile 
zuſammengepreßt. Auch die ſogenannten Leſe⸗ 
übungen ſind meiſt zu klein, nicht ſelten ſogar unter 
Verwendung nur einer Zeile oder überhaupt 
zeilenlos geſchrieben. Als Übungsſtoff werden noch 
häufig Märchen und Fabeln bevorzugt. Einige 
Verfaſſer zeichnen ſich als eifrige Sprichwörter⸗ 
ſammler aus, andere bringen das ſchlechte Kauf⸗ 
mannsdeutſch der Vorkriegszeit. 

Den Verfaſſern und Verlagen iſt bei Neu⸗ 
auflagen ſtets die Möglichkeit gegeben, die Bücher 
neu zu bearbeiten. So ſteht zu hoffen, daß in 
kurzer Zeit das Lehrbuchweſen für Kurzſchrift auf 
eine einheitliche, den Forderungen unſerer Zeit 
rechnungtragende Höhe gebracht wird. Als all⸗ 
gemeine Grundſätze über das Lehrbuchweſen in 
Kurzſchrift ſeien noch angeführt: Ein vom Reichs⸗ 
erziehungsminiſterium genehmigtes Lehrbuch für 
Kurzſchrift iſt für das ganze Reichsgebiet und für 
alle Schulgattungen genehmigt. Beſondere Ge⸗ 
nehmigungen von Ländern, Provinzen uſw. find 
nicht mehr notwendig und fallen weg. Unter den 
genehmigten Lehrbüchern können die Schulen frei 
wählen. Ein Lehrbuchwechſel von genehmigten 
Lehrbüchern ſoll jedoch nur aus zwingenden Gründen 
vorgenommen werden. Zur Vermeidung wirt⸗ 
ſchaftlicher Schäden wird eine Übergangsfriſt bis 
zum Schulbeginn des Jahres 1939 feſtgeſetzt. So⸗ 
lange können alle bisher in Schulen verwendeten Lehr⸗ 
bücher weiterbenutzt werden. Neu herauskommende 
Lehrbücher oder Neubearbeitungen ſind dem Reichs⸗ 
erziehungsminiſterium zur Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung einzureichen. Die Veröffentlichung der 
genehmigten Lehrbücher erfolgt von Zeit zu Zeit 
im Miniſterialamtsblatt des Reichserziehungs⸗ 
miniſteriums. 


Bücher und Zeitſchriften. 


Deutſches Archiv für Landes⸗ und Volksforſchung. 
Herausgeber: Profeſſor Dr. A. Brackmann, 
Berlin, Profeſſor Dr. H. Haſſinger, Wien, 
Profeſſor Fr. Metz, Freiburg i. Br. 
Leipzig 1937, Verlag S. Hirzel. 


1. Jahrgang Heft 1. Jährlich erſcheinen 4 Hefte. 
Preis des Jahrgangs 5 des einzelnen Heftes 
6 8 


Das vorliegende erſte Heft enthält eine Reihe 
von Beiträgen namhafter Volksforſcher. Eine be⸗ 
merkenswerte Einleitung gibt der erſte Aufſatz von 


Friedrich Metz über Wilhelm Heinrich Riehl und 
die Erforſchung der deutſchen Grenzlande. Dieſer 
Aufſatz enthält eine Darſtellung von Riehls um⸗ 
faſſender Forſchungsmethode und klarer völkiſcher 
Zielſetzung. Er weiſt beſonders auf die Bedeutung 
der Erforſchung des geſamten Volkstums innerhalb 
und außerhalb der Staatsgrenzen hin und betont 
die Notwendigkeit, die Ergebniſſe al ler beteiligten 
Wiſſenſchaften heranzuziehen. Es folgt ein weiterer 
Beitrag von Steinbach über die weſtdeutſche 
Volksgrenze als Frage und Forſchungsaufgabe der 
politiſchen Geſchichte, der die Beziehungen zwiſchen 
politiſcher Geſchichte und Volksforſchung behandelt 
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und damit eine Tendenz verfolgt, die auch die 
weiteren Aufſätze auszeichnet, ſo Aubin: „Zur 
Erforſchung der deutſchen Oſtbewegung“. Es folgen 
weiter Abhandlungen über die verſchiedenſten Rand⸗ 
gebiete des deutſchen Volkstums, ſo von Andreſen 
über Schleswig, von Weitzſäcker, Zatſchek 
und Klaar über Böhmen und Mähren, alle mit 
anſchaulichen Kartenbeilagen. Weiter ſei noch hin⸗ 
gewieſen auf die Beiträge des bekannten Schweizer 
Sprachforſchers Hektor Ammann, von Brack⸗ 
mann und von Schwarz. Zu wünſchen iſt 
nur, daß in weiteren Heften dieſer Zeitſchrift auch 
jüngere nationalſozialiſtiſche Forſcher zu Wort 
kommen. 


Berlin. Dr. Coulon. 
* 
Folk. 
Zeitſchrift des Internationalen Verbandes für 
Volksforſchung. 


Zweiſprachig: deutſch und engliſch. 
Schriftleitung: Ake Campbell, Uppſala, G. R. 
Gair, Edinburgh, Lutz Mackenſen, Riga⸗ 

Berlin, J. de Vries, Leiden. 


Verlag S. Hirzel, Leipzig. 


Jährlich erſcheinen 4 Hefte. Preis für das Jahr 
15 RM, mit Porto 16,20 RM. 


Die erſte vorliegende Nummer dieſer Zeitſchrift 
enthält allerdings weniger Beiträge auf dem Gebiet 
der Volksforſchung als auf dem der Volkskunde. 
Die bisherige deutſche Beteiligung an dem Verband 
und der Zeitſchrift (Spamer ⸗ Berlin, Macken⸗ 
ſen⸗Riga) bedarf auch noch einer erheblichen Ver⸗ 
ſtärkung, wenn die deutſche Volkskunde und Volks⸗ 
forſchung in einer Weiſe vertreten ſein ſollen, die 
ihrer vorherrſchenden Stellung entſpricht. Unter 
den Beiträgen der ausländiſchen Mitarbeiter iſt zu 
erwähnen der Aufſatz von Jan de Vries Leiden, 
der einen Einblick in ſeine Arbeit auf dem Teilgebiet 
der volkskundlichen Kartographie gibt. An Bei⸗ 
trägen auf dem Gebiete der Volksforſchung enthält 
dieſe Nummer lediglich einen Bericht aus Norwegen 
über den Stand der dortigen Entwicklung der 
deutſchen Volksforſchung. Weiter folgen Berichte 
aus Griechenland von Antoniades und 
über Volkskundeorganiſation in Großbritannien von 
Gair und in Eſtland von Andreſen. Unter 
dem Abſchnitt Schrifttum befindet ſich u. a. eine 
Beſprechung von de Vries über Georg Buſchan: 
„Alte germaniſche Überlieferungen in Kult und 
Brauchtum der Deutſchen“. Es iſt nichts dagegen 
einzuwenden, daß de Vries, deſſen wiſſenſchaftlichen 
Ernſt niemand anzweifelt, die recht ſtarken Mängel 
dieſes Werkes angreift, es geht aber über die Grenzen 
deſſen, was ſich die deutſchen Schriftleiter dieſer 
Zeitſchrift gefallen laſſen dürfen, hinaus, wenn 
de Vries ſchreibt: „... oder glaubt man, dem 
deutſchen Volk alles auftiſchen zu können, und fürchtet 
man, ihm die ungeſchminkte Wahrheit zu ſagen? 
Vielleicht iſt mehr ein kritikloſer Enthuſiasmus für 
die germaniſche Vorzeit ſchuld an jo vielen miß- 


lungenen Arbeiten.“ Es wäre doch wohl Aufgabe 
der Schriftleitung, der übrigens de Vries ſelbſt 
angehört, jede den Takt verletzende Verall⸗ 
gemeinerung vor der Drucklegung aus den Bei⸗ 
trägen zu ſtreichen. 


Berlin. Dr. Coulon. 


Auslandsdeutſche Volksforſchung. 
Herausgegeben von Dr. Hans Joachim Beyer, 
Leiter der Arbeitsſtelle für auslandsdeutſche Volks⸗ 

forſchung in Stuttgart. 


Stuttgart 1937, Verlag Ferdinand Enke. 
Jährlich 1 Band (4 Hefte zu 14 RM). 


Die Vierteljahrsſchrift befaßt ſich, wie ihr Titel 
beſagt, lediglich mit den Ergebniſſen der Erforſchung 
des deutſchen Volkstums jenſeits der Grenzen. Eine 
ganze Reihe auch jüngerer Volkskundler haben ihre 
Beteiligung an dieſer Schrift offenbar zugeſagt und 
zum Teil auch bereits Beiträge geliefert. Das Bild, 
das dieſe Nr. 1 der Zeitſchrift gibt, iſt allerdings 
noch ſehr uneinheitlich, ſowohl in der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Zielſetzung als auch was den Wert der einzelnen 
Beiträge betrifft. In der Zeitſchrift ſind eine Reihe 
von guten Einzelabhandlungen enthalten. Andere 
Beiträge gehen jedoch nicht über die Bedeutung 
eines politiſchen Zeitungsartikels hinaus. Beiträge 
wie der von Otto Lohr: „Über die erſte große 
Überſeewanderung deutſcher Bauern“, Hermann 
Haller: „Über zwei Schwabenſiedlungen in 
Smyrna“ verraten jedenfalls eine gründliche Be⸗ 
ſchäftigung mit der Materie. Der Artikel „Soll der 
Deutſche in tropiſchen Gebieten ſiedeln?“ von 
K. P. Möller betrifft eine Teilfrage des Kolonial⸗ 
problems, das ja für Deutſchland wieder mehr 
Gegenwartsbedeutung bekommt, nämlich die Tat⸗ 
ſache, daß Maſſenanſiedlungen deutſcher Volks⸗ 
genoſſen in tropiſchen Niederungen aus volksgeſund⸗ 
heitlichen Gründen unmöglich ſind. Hinzuzufügen 
wäre, daß beſtimmte Gebiete in den Tropen und 
Subtropen — nämlich die Hochländer (1500 bis 
2500 m) — ſich für die Aufnahme einer beſchränkten 
Anzahl europäiſcher Siedler ſehr wohl eignen. 


Berlin. Dr. Coulon. 


Das Buch vom deutſchen Volkstum. 
Weſen — Lebensraum — Schickſal. 
Herausgegeben von Paul Gauß. 

Mit 136 Karten, 1065 Abbildungen und 17 Über⸗ 
ſichten. 

Leipzig 1935, Verlag F. A. Brockhaus. 

426 Seiten. Preis 20 RM. 

Die Wiſſenſchaft vom deutſchen Volkstum hat in 
den letzten Jahrzehnten ſehr erfreuliche Fortſchritte 
gemacht; durch die Zuſammenarbeit der einzelnen 
Fachgebiete ſind unſere Erkenntniſſe völkiſchen 
Lebens und völkiſcher Eigenart erſtaunlich vertieft 
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und erweitert worden. Der beſte Beweis für dieſe 
Erfolge deutſcher Wiſſenſchaft iſt das von Gauß 
herausgegebene, von dem bekannten Verlag Brock⸗ 
haus ausgezeichnet ausgeſtattete „Buch vom deut⸗ 
ſchen Volkstum“. Bewährte Gelehrte haben ſich 
hier zuſammengefunden, um in knappen, inhalt⸗ 
reichen Aufſätzen alle weſentlichen Züge des in aller 
Welt wirkſamen deutſchen Lebens — Raſſe und 
Recht, Wirtſchaft und Siedlung, Sprache und Kunſt, 
Glaube und Sitte, Boden und Geſchichte — dar⸗ 
zuſtellen. Sehr zahlreiche geographiſche und ge⸗ 
ſchichtliche Karten und Abbildungen geben einen 
wahrhaft einzigartigen Überblicküber die 95 Millionen 
Deutſche, die, von Mitteleuropa ausſtrahlend, über 
den ganzen Erdball verſtreut ſiedeln. 

Das Buch umfaßt drei Teile. Der erſte („Weſen“) 
zeigt das deutſche Volk als Ganzes und die fein 
Leben formenden Kräfte; als beſonders gelungen 
darf der von Zaunert verfaßte Abſchnitt über die 
deutſchen Stämme gelten. Der zweite Teil („Raum“) 
ſchildert in kurzen trefflichen Abriſſen das Weſen 
und die Eigenart der einzelnen deutſchen Land⸗ 
ſchaften in Mitteleuropa und der deutſchen Volks⸗ 
gruppen in Oſteuropa, Überſee und in den Kolonien. 
Der dritte Teil („Schickſal“) gibt eine großzügige 
Darſtellung der deutſchen Geſchichte von der Vorzeit 
bis zur Gegenwart. 

Für Schule und Haus iſt der prächtige Band 
die beſte Einführung in deutſches Land und Volk. 
Das Zuſammenſpiel von Text und Bild erzieht zur 
Geſamtſchau und weckt Stolz auf völkiſches Weſen. 
Das Buch beweiſt die Wahrheit des Satzes: 
Rech iſt größer als der Staat Deutſches 

eich. 
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Volk und Reich der Deutſchen. 
Von Heinrich Schnee. 
88 Seiten. Preis 1 RM. 


Vom Weltkrieg zum Dritten Reich. 
Von Heinrich Schnee. 
128 Seiten. Preis 1,40 RM. 
Verlag Ferdinand Schöningh, Paderborn. 


Abgeſehen davon, daß es ſchwer iſt, einem ge⸗ 
ſchichtlichen Ereignis ſo jungen Datums wie der 
Entſtehung des Dritten Reiches bei dem noch 
fehlenden „Abſtand“ gerecht zu werden, erfüllen 
die vorliegenden Hefte ihre Aufgabe als Schulungs⸗ 
material nicht. 

Der Verfaſſer behandelt die Ereigniſſe im Vor⸗ 
kriegsdeutſchland und die ſogenannte Syſtemzeit 
farblos und beurteilt die für das Unglück Deutſchlands 
verantwortlichen Kräfte und Männer ſehr milde. 
Seine Kritik bleibt in den Anſätzen ſtecken oder führt 
3. B. zu der für uns untragbaren Behauptung, daß 
einem notoriſchen Landesverräter wie Erzberger 
„Unvorſichtigkeiten unterlaufen“ ſind. Auch dürfte 
die Frage des reſtloſen Einſatzes des Klerus in den 
beſetzten bzw. Abſtimmungsgebieten für das Deutſch⸗ 
tum nicht ſo eindeutig geklärt ſein, wie es der Ver⸗ 
faſſer hinſtellt. 


— 


Außer dieſen nur beiſpielsweiſe aufgezählten 
Schwächen iſt feſtzuſtellen, daß die Darſtellung der 
Ereigniſſe nicht oder nur vereinzelt bis zum Jahre 
der Herausgabe der Hefte (1937) fortgeführt iſt, ſo 
daß ſich z. B. bei außenpolitiſchen Betrachtungen 
Widerſprüche zu der heutigen Lage ergeben und in 
der Innenpolitik der Anſchein erweckt wird, als ob 
die Entwicklung jahrelang geſtockt habe. 

Die Darſtellung der nationalſozialiſtiſchen Re⸗ 
volution ſowie der Durchführung der Aufbauarbeit 
durch die Bewegung iſt unzureichend und wird dem 
Weſen des Nationalſozialismus nicht gerecht. Die 
Verſion des Falles Straſſer⸗Schleicher dürfte nicht 
hiſtoriſch verbürgt ſein. 

Die Schriften müſſen abgelehnt werden. 

Berlin. Erich Behrendt. 


Deutſche Wehr. 
Die Zeitſchrift für Wehrmacht und 
Wehr eee 
Schriftleitung: Archivrat i. R. George Soldan, 
Generalleutnant a. D. Georg Brand, Konter- 
admiral a. D. Reinhold Gadow. 


Verlag Gerhard Stalling, Oldenburg i. O. 


Die „Deutſche Wehr“ befaßt ſich mit allen Fragen 
der Wehrmacht und Wehrpolitik. Als Fachzeitſchrift 
iſt ſie für den wehrpolitiſch intereſſierten Laien 
ebenſo wertvoll wie für den Berufsſoldaten. Die 
„Deutſche Wehr“ bietet ihren Leſern neben einer 
Fülle von fachlichem Einzelwiſſen aus allen Gebieten 
der drei Wehrmachtsteile eine Überſchau über die 
11 weltpolitiſchen Ereigniſſe und Zuſammen⸗ 

änge. 

Auf dieſe Weiſe dient die „Deutſche Wehr“ in 
beſtem Sinne der wehrpolitiſchen Schulung unſeres 
Volkes. Sie gehört deswegen vor allem auch in 
die Hand der deutſchen Lehrerſchaft; darüber hinaus 
ſollte dieſe Zeitſchrift in Schul⸗ und Volksbibliotheken 
nicht fehlen. 


Berlin. Dr. Brandt. 


Der Vatikan als Weltmacht. 
Von Joſeph Bernhart. 
2. Auflage. 
Verlag Paul Liſt. 1936. 447 Seiten. 
Preis 6,80 RM. 


Der Verfaſſer hat hier eine äußerſt geſchickte 
und wirkungsvolle Verteidigungsſchrift des Papſt⸗ 
tums geſchaffen. Er gibt ſeinem Werk den Anſchein 
unbefangener Sachlichkeit und Offenheit, indem er 
nicht nur die Glanzzeiten, ſondern unumwunden 
auch die Laſter und Verderbtheit unter den Päpſten 
in dem ihm notwendig erſcheinenden Umfange 
darſtellt. Hinzu kommt, daß ſeine Arbeit auf einer 
beachtlichen Sachkenntnis aufgebaut iſt und daß 
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der Verfaſſer ein Meiſter ſprachlichen Ausdrucks iſt, 
ſo daß das Werk auch aus dieſen Gründen beſticht. 

Die Schrift iſt in ihrer Tendenz ausgeſprochen 
konfeſſionell⸗katholiſch und vertritt hier die heute in 
der katholiſchen Kirche faſt durchweg führende 
jeſuitiſche Richtung. Der Arbeit fehlt daher trotz 
ihres durchaus anzuerkennenden Niveaus, das aller⸗ 
dings an verſchiedenen Stellen durchbrochen iſt, die 
wiſſenſchaftliche Unabhängigkeit, ſie iſt vielmehr an 
allen entſcheidenden Punkten einer eindeutigen, 
wenn auch oft geſchickt getarnten, katholiſch-päpſt⸗ 
lichen Zweckdeutung verfallen. 

An verſchiedenen Stellen aber hat der Verfaſſer 
geglaubt, weniger vorſichtig ſein zu können. Luther 
hat es ihm angetan, von dem er ſagt, daß er „mit 
ganzem Gemüt ſo feſt an Gott hängt als ſein Leib 
an den Ketten der Begehrlichkeit“. „In den Jahren 
der voll ausreifenden Männlichkeit fühlt der unbändig 
ſinnliche Bauernſproß die Macht des Fleiſches wie 
Feuer aus dem Innern ſchlagen“ (S. 242). Dann 
ſpricht Bernhart in bezug auf Luther und ſein Werk 
als von dem „Dämon eines mit ſich ſelbſt zerworfenen 
Menſchen“ (S. 243), deſſen Bewegung er als 
„Cloaca maxima“ bezeichnet (S. 245). In dieſer 
und ähnlicher, zum mindeſten ſehr eigenartigen Form 
verſucht der Verfaſſer der deutſchen Reformation 
und ihres Geſtalters „gerecht“ zu werden. In 
völliger Umkehrung der Tatſachen bezeichnet der 
Verfaſſer dann „den Glauben an Hexerei und 
Zauberei“ als „ein Erbſtück der altnordiſchen und 
andern germaniſchen Völker“ (S. 231) und be⸗ 
hauptet weiter, daß „der alte deutſche Hexenwahn, 
von Luther gefördert, bald die proteſtantiſchen 
Länder aufs neue ergriff“! In derſelben Linie 
liegt, daß Bernhart glaubt, auch den um das 
Schickſal des Deutſchen Reichs beſorgten Walther 
von der Vogelweide verhöhnen zu müſſen (S. 167). 
Die Beiſpiele, die das wirkliche Geſicht des Ver⸗ 
faſſers erkennen laſſen, ließen ſich beliebig ver⸗ 
mehren. 

Die ganze Schrift ſtellt eine bewußte Ver⸗ 
herrlichung des Papſttums dar. Der Verfaſſer gibt 
eine ſehr anſchauliche Darſtellung der Geſchichte des 
Papſttums als einer äußerſt realen politiſchen Welt⸗ 
macht, die von Anfang an bis in die heutige Zeit 
keineswegs nur religiöſe, ſondern vor allem auch 
ausgeſprochen politiſche Machtziele verfolgt hat. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Uns rief Polen! 
Von Hans R. Wieſe. 


Leipzig 1937, Verlag R. Voigtländer. 
243 Seiten. In Ganzleinen 4,20 RM. 


„Der Verfaſſer, der bis 1934 in Polen lebte, zeigt 
hier das Schickſal des Deutſchtums in Polen von 
den erſten geſchichtlichen Zeiten bis zur Gegenwart 
und ferner die engen Beziehungen zwiſchen deut⸗ 
ſchem und polniſchem Volkstum. Von den erſten 
Anfängen des polniſchen Staates an bildeten die 
beiden Volksgruppen eine Schickſalsgemeinſchaft. 
Immer wieder rief Polen gerade in ſeinen ſchwerſten 


Zeiten Deutſche in ſein Land, die es kultivierten 
und ſich in ihm eine neue Heimat ſchufen. Der 
polniſche Staat iſt in ſeiner ganzen Entwicklung durch 
die aufbauenden Kräfte des germaniſch⸗deutſchen 
Blutes ſtark beeinflußt worden. Den Zeiten des 
Kampfes gegeneinander folgten Zeiten gemeinſamer 
Aufbauarbeit und der Abwehr des gemeinſamen 
aſiatiſchen Feindes. 

Dieſe Schrift dient dem Ziel, über völkiſchen 
Schmerz und völkiſches Leid der letzten Jahrzehnte 
hinweg das Gemeinſame in den Intereſſen und 
Notwendigkeiten der beiden Völker herauszuſtellen 
und an der Klärung der inneren Einſtellung der 
beiden Völker zueinander mitzuarbeiten. Hierbei 
kommt dem Deutſchtum in Polen bei ſeinem Kampf 
um die Reinerhaltung ſeines Blutes und um den 
Beſitz eines Heimatbodens trotz mancher Ereigniſſe 
der Nachkriegszeit eine beſondere Bedeutung zu: 
dem polniſchen Volk auch weiterhin deutſche Kultur⸗ 
güter zu vermitteln. Die vorliegende Arbeit des 
Verfaſſers iſt geeignet, das Intereſſe und Ver⸗ 
ſtändnis für den oft nicht leichten Kampf unſerer 
Volksgenoſſen in Polen zu wecken. 


Berlin. Kurt Krüger. 


Fritz Barth: Hemdingen. 
(Beiträge zur Flur⸗ und Siedlungsgeſchichte von 
Barmſtedt und Umgegend Nr. 1.) 


Barmſtedt i. Holſtein 1936, Verlag Edm. Reimers. 
24 Seiten. 


Der Verfaſſer fordert eine Heimatkunde, die von 
der Heimat kündet, die nicht äußere Dinge einer 
vergangenen Zeit wiederbeleben, ſondern aus der 
Verlebendigung des Weſensgehaltes des Alten 
Neues zum Aufbau arteigener germaniſcher Welt⸗ 
anſchauung wachſen laſſen will. Seine Abhandlung 
iſt daher keine beſchauliche Dorfchronik, ſondern eine 
weltanſchauliche Kampfſchrift aus der ganzen ge⸗ 
ſchichtlichen Tiefe der Heimat. — Die Geſchichte 
der holſteiniſchen Gemarkung Hemdingen iſt die 
Darſtellung des Kampfes ſeiner Bewohner um den 
Boden. Hier wird Heimat als ſeeliſcher Rückhalt 
und als Bindung an Blut und Boden hineingetragen 
in die Gemarkung und ihre Siedlungen. Die großen 
Gedanken des Führers ſollen ſo im kleinſten Raum 
ſichtbar gemacht werden, indem in allem Geſchehen 
zugleich der ſeeliſche Gehalt der Leiſtung lebendig 
gemacht wird. — Das klingt ſehr hoch und iſt doch 
nicht zuviel geſagt! Denn das von Barth vorgelegte 
praktiſche Beiſpiel darf als Erfüllung der geſtellten 
Aufgabe und Beiſpiel für eine dörfliche Heimat⸗ 
geſchichte ſchlechthin bezeichnet werden. Aufbau, 
Methode und Ausführung ſind gleichermaßen 
muſterhaft. Die Verflechtung von Sage und Ge⸗ 
ſchichte ſowie die Deutung des namenkundlichen, 
archäologiſchen und archivaliſchen Befundes ſind 
mit ebenſo großer Beherrſchung des wiſſenſchaftlichen 
Rüſtzeugs wie gewiſſenhafter Vorſicht vorgenommen 
worden. Nur die Kartenfkizzen hätte man gerne 
in genauerer Ausführung unter Zugrundelegung 
des Meßtiſchblattes. Ebenſo würden einige Land⸗ 
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ſchaftsaufnahmen das Miterleben anſchaulich unter⸗ 
ſtützen. Als Mehrzahl von „Kamp“ empfiehlt ſich 
doch wohl „Kampe“ und nicht „Kämpe“, Seite 7 
Zeile 26 muß es „plichtig“ heißen. Der einzige 
Flurname, den der Verfaſſer nicht zu deuten ver⸗ 
ſucht: „Quärnbrook“, hängt ſicherlich mit gotiſch 
quairnus = Mühle zuſammen (vgl. Quern i. Angeln, 
Quarnbek bei Kiel uſw.) und würde danach „Mühlen⸗ 
brook“ bedeuten. — Im ganzen eine muſterhafte 
Leiſtung, die Beiſpiel und Antrieb für viele nach⸗ 
folgende werden möge. Das Heft gehört daher in 
jedes deutſche Dorf. 


Kiel. Profeſſor Dr. K. Alnor. 


Der Geiſt des 19. Jahrhunderts. 


Das Juniheft (6/37) des „Schulungsbriefs“ iſt 
dem Geiſt des 19. Jahrhunderts gewidmet und 
behandelt damit den Beginn der gewaltigen Aus⸗ 
einanderſetzungen des Nationalismus mit dem 
Sozialismus. Alfred Roſenberg weiſt in ſeinem 
Geleitwort darauf hin, daß die Stärke beider zunächſt 
gegeneinander ringenden Bewegungen ihren 
organiſch geſunden Kern zeigt, wenn auch beide 
Bewegungen im Dynaſtizismus bzw. Marxismus 
entarteten. Die Selbſtbeſinnung dieſer beiden Be⸗ 
wegungen in der Deutſchen Sonnenwende ſpiegelt 
ſich in Kernſätzen Hans Schemms und in einer 
geſchichtlichen Betrachtung von Hans Riegelmann 
wider. Den grundlegenden Beitrag für dieſes Heft 
liefert Dr. Karl Richard Ganzer, der die 
geiſtigen Kräfte des vergangenen Jahrhunderts in 
ihrem Weſen und geſchichtlichen Werden und in 
ihren Abarten und Verirrungen darſtellt. Das 
Ergebnis dieſes Ringens iſt der antiliberaliſtiſche 
Kampf um Volk, Staat und Gemeinſchaft. Dieſes 
Wollen iſt erſt im 20. Jahrhundert durch den Natio⸗ 
nalismus in die ſchöpferiſche Tat umgeſetzt worden. 
Von den kleineren Beiträgen ſind zu erwähnen der 
geopolitiſche Aufſatz von Karl Springenſchmid: 
„England für ſein Weltreich, nicht für Europa“ in der 
Aufſatzreihe „Deutſchland kämpft für Europa“ und 
der Aufſatz von Theodor Lüddecke: „Der deutſche 
Sozialismus im weltpolitiſchen Kampf“, eine aus⸗ 
gezeichnete wirtſchafts- und weltpolitiſche Studie 
zum Vierjahresplan. 

Wertvolle Bildbeigaben zeichnen wie immer den 
Schulungsbrief aus, der durch die Ortsgruppen der 
NSDAP. zum Preiſe von 0,15 RM für jedermann 
erhältlich iſt. 


Berlin. Ada mi. 


Beamten⸗Jahrbuch. 


Das Aprilheft des Beamten⸗Jahrbuchs, der 
wiſſenſchaftlichen Monatsſchrift des deutſchen Berufs⸗ 
beamtentums, die der Reichsbund der Deutſchen 
Beamten in Gemeinſchaft mit dem Reichsverband 
Deutſcher Verwaltungs- Akademien herausgibt 
(Berlin, Verlag Beamtenpreſſe G. m. b. H., viertel⸗ 
jährlich 3 Hefte, 1,50 RM), enthält in ſeinem 
neueſten Heft eine Unterſuchung von Dr. jur. 
F. Schack über die Bindungen der Gerichte an die 
Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden nach $ 146 
des Deutſchen Beamtengeſetzes. Damit wird die 
Reihe von Einzelunterſuchungen zu Fragen, die die 
neuen Beamtengeſetze aufwerfen, eingeleitet und 
das Ziel des Beamten⸗Jahrbuches, das neue Deutſche 
Beamtengeſetz in feinen Einzelfragen zu durch- 
forſchen, ſeiner Verwirklichung nähergebracht. 
Schack grenzt die Möglichkeit der Nachprüfung der 
Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden durch die 
Gerichte klar ab und behandelt auch die denkbaren 
Umgehungen des § 146 DBG. in erſchöpfender 
Weiſe. Senatspräſident Dr. Weber- Berlin tritt 
für den ſtärkeren Beſuch der Verwaltungs⸗Akademien 
durch die Juſtizbeamtenſchaft ein und macht ein⸗ 
gehende Vorſchläge für die Förderung dieſes Ge⸗ 
dankens. Das Heft enthält weiter die Wiedergabe 
eines Vortrages über den, Vorrang des Politiſchen“, 
den Univerſitätsprofeſſor Dr. Lacroix in Heidelberg 
in der Vortragsreihe über „Nationalpolitiſche Er⸗ 
ziehung“ an der Heſſiſchen Verwaltungs⸗Akademie 
Darmſtadt gehalten hat. Neben Mitteilungen aus 
dem Reichsverband Deutſcher Verwaltungs⸗Aka⸗ 
demien enthält das Heft noch die drei Preisaufgaben, 
die der Reichsbund der Deutſchen Beamten und der 
Reichsverband Deutſcher Verwaltungs⸗Akademien 
gemeinſam ausgeſetzt haben. — So zeugt auch das 
neue Heft nicht nur von der regen Arbeit der 
deutſchen Verwaltungs⸗Akademien, ſondern auch 
von dem Streben nach wiſſenſchaftlicher Vertiefung 
des Beamtenrechts. 


Berlin. Dr. Zſchucke. 


Deutſche Hiſtoriker⸗Tagung in Erfurt. 


Vom 5. bis 7. Juli d. Js. wird der Deutſche 
Hiltorifer-Verband feine Tagung in Erfurt ab⸗ 
halten. Es iſt dies die erſte Tagung nach dem 
Umbruch, der deshalb eine beſondere Bedeutung 
zukommt. Träger der Tagung ſind der Deutſche 
Hiſtoriker⸗Verband, das Reichsinſtitut für ältere 
deutſche Geſchichtskunde, das Reichsinſtitut für 
Geſchichte des neuen Deutſchlands ſowie der Geſamt⸗ 
1 der deutſchen Geſchichts⸗- und Altertums⸗ 

ereine. 


